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Landeshauptstadt Magdeburg 

Änderungsantrag 
 

 
Zum Verhandlungsgegenstand 

 
Datum 

DS0137/15/37  öffentlich DS0137/15 12.11.2015 

 

Absender  
Fraktion DIE LINKE/Gartenpartei 
Stadtrat Oliver Müller 
 

Gremium 
 

Sitzungstermin 

Finanz- und Grundstücksausschuss 13.11.2015 
Stadtrat 07.12.2015 

 

Kurztitel  
 
Haushaltsplan 2016 - Förderung von Steinzeitdorf in Randau und Magdeburger Technikmuseum 

 
Der Stadtrat möge beschließen: 
 
Der Oberbürgermeister wird beauftragt,  
 
a) zu prüfen, ob und wie sowohl das Steinzeitdorf in Randau als auch das MDer 
Technikmuseum in der Funktion als Bildungsstätten zum Anfassen im Rahmen von bspw. 
Bürgerarbeit oder MAE o.ä. durch die kommunalen Beschäftigungsgesellschaften der LH 
Magdeburg in 2016 in ihrem Betrieb unterstützt werden können und falls das nicht möglich 
ist, 
 
b) jeweils einen Betrag von 10 TSD Euro zur Förderung des Trägervereins des Steinzeitdorfs 
in Randau bzw. des Technikmuseums in den Haushalt 2016 einzustellen, um ihm die 
zeitweise Gewinnung von Personal in Form von bspw. Minijobs (400 €/mtl. x 6 Monate x 4 
Personen) o.ä. zu ermöglichen. 
 
 
Begründung: 
 
In seiner letztvergangenen Sitzung tagte der Bildungsausschuss unter Leitung von SR 
Heynemann nicht ohne Grund in Randau-Calenberge und besuchte u.a. das Steinzeitdorf 
um sich vor Ort aus erster Hand über die aktuelle Situation informieren zu lassen. Dabei 
musste zur Kenntnis genommen werden, dass bereits in 2015 etwa 500 Schulkindern aus 
der LH Magdeburg der Besuch des Steinzeitdorfes leider abgesagt werden musste, weil eine 
Betreuung und Führung durch die Anlage nicht abgesichert werden konnte. Die im Antrag 
geforderte Summe stellt das noch zu vertretene Mindestmaß an Personaleinsatz dar. 
 
Ähnlich verhält es sich mit dem Technikmuseum, in dem kürzlich der Kulturausschuss tagte 
und insbesondere auf das hohe Durchschnittsalter der Mitglieder des Trägervereins 
hingewiesen wurde, welches eine weitere inhaltliche Bildungsarbeit auf dem bekannt hohen 
Niveau, so zukünftig kaum mehr zulassen wird. 
 
 
 
 
Oliver Müller 
Stadtrat 


